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L Ä N D E R B E R I C H T  

 

Hoffnungsschimmer für Regierungs-
bildung in Belgien 

BEGINN DER VERHANDLUNGEN ZWISCHEN ACHT PARTEIEN AM 15. AUGUST  

 

Über 13 Monate nach den Wahlen, nach 

dem Brechen aller erdenklichen Rekorde 

und etlichen vergeblichen Vermittlungs-

missionen sind erstmals wirkliche Fort-

schritte auf dem Weg zur Bildung einer 

neuen Regierung zu vermelden. So be-

schlossen acht Parteien  (Christdemokra-

ten Liberale, Sozialisten, und Grüne beider 

Sprachgruppen) die im September 2010 

unterbrochenen direkten Verhandlungen 

zu einer umfassenden Staatsreform und 

Regierungsbildung wiederaufzunehmen. 

Grundlage für die Gespräche bildet ein 

Papier des Vorsitzenden der wallonischen 

Sozialisten Elio di Rupo. Kernpunkte des 

am 4. Juli vorgelegten Kompromisses: 

Teilung des Wahlkreises Brüssel-Halle-

Vilvoorde (BHV) und im Gegenzug eine 

Finanzspritze für das chronisch klamme 

Brüssel; verstärkte Fiskalautonomie der 

Regionen und Kompetenztransfer; 

schließlich sozioökonomische Reformen 

mit Einsparungen in Höhe von 17,5 Milli-

arden Euro bis 2015. Trotz mitunter er-

heblicher Vorbehalte waren nach schwie-

rigen Vermittlungen sieben Parteien zu 

Verhandlungen auf dieser Grundlage be-

reit. Die regionalistische N-VA, Wahlsieger 

in Flandern, lehnte das Papier rundweg 

ab. Die flämischen Christdemokraten 

(CD&V) forderten umfassende Nachbesse-

rungen. Zwischenzeitlich sah es nach ei-

nem Scheitern der Verhandlungen und 

nach Neuwahlen aus. In einer dramati-

schen Wende konnten sich acht Parteien 

innerhalb von drei Tagen schließlich doch 

auf die Wiederaufnahme der Verhandlun-

gen einigen. Entscheidend war letztlich 

die Bereitschaft der CD&V, sich erstmals 

in den Verhandlungen klar vom Kurs der 

N-VA zu lösen.  Damit zeigt sich ein erster 

Hoffnungsschimmer für die Bildung einer 

Regierung im Herbst. Bis dahin stehen al-

lerdings noch äußerst schwierige Ver-

handlungen bevor, deren Ausgang völlig 

offen ist und allen Seiten ein hohes Maß 

an Durchhaltevermögen abverlangen 

wird. 

 

1. Hintergrund 

Bereits unmittelbar nach den Wahlen im Ju-

ni 2010, die durch den unnötigen Ausstieg 

der flämischen Liberalen (OpenVLD) aus der 

Regierungskoalition notwendig geworden 

waren, hatte sich eine schwierige Regie-

rungsbildung abgezeichnet: auf flämischer 

Seite war die N-VA als Sieger hervorgegan-

gen; auf der französischsprachigen Seite 

hatten die Sozialisten der PS die meisten 

Stimmen errungen. Damit hatten die Ex-

treme gesiegt: auf flämischer Seite eine 

Bewegung, die die Bildung eines konfödera-

len Belgiens als Zwischenschritt hin zu einer 

Teilung des Landes kaschieren möchte. Auf 

der anderen Seite die wallonischen Sozialis-

ten, Verfechter des sozialstaatlichen und 

föderalen Status Quo. Die Wahlen verdeut-

lichten die Teilung der politischen Land-

schaft des Landes: eine klare strukturelle 

Mehrheit links der Mitte in der Wallonie, 

wohingegen im reicheren Flandern Grüne 

und Sozialisten zusammen nur knapp ein 

Viertel der Stimmen erhielten. Eine sozio-

ökonomische Diskrepanz verschärft mithin 

die sprachliche Konfliktlinie zwischen Wallo-

nen und Flamen.  

Vor einer Regierungsbildung müssen die 

verhandelnden Parteien eine gemeinsame 

Position zu drei Problemblöcken finden: Ers-

tens müssen sie eine Einigung über die ins-

besondere von den Flamen seit Jahren ge-

forderte umfassende Staatsreform erzielen. 

Diese soll das unübersichtlich gewordene 

Kompetenzgeflecht zwischen der föderalen 
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und regionalen Ebene entzerren und umfas-

sende Zuständigkeiten auf die jeweiligen 

Gebietskörperschaften (Regionen und Ge-

meinschaften) übertragen. An dieser Aufga-

be waren zuletzt die CD&V-geführten Regie-

rungen von 2007 bis 2010 gescheitert. 

Hauptgrund: Reformunwilligkeit der franko-

phonen Parteien. Zweitens die Durchfüh-

rung fundamentaler Wirtschafts- und Sozial-

reformen zur längst überfälligen Sanierung 

der sozialen Sicherungssysteme und zur 

Reduzierung der Staatsverschuldung. Diese 

liegt mit rund 100% des BIP deutlich über 

dem EU-Durchschnitt. Drittens die Teilung 

des Wahlkreises Brüssel-Halle-Vilvoorde 

(BHV). Dies ist der einzige belgische Wahl-

kreis, in dem Parteien aus beiden Sprach-

gemeinschaften gewählt werden können.  

Allerdings erstreckt sich BHV über die zwei-

sprachige Hauptstadt Brüssel hinaus auch 

auf niederländischsprachiges Gebiet (Teile 

der Region Vlaams-Brabant). Mithin können 

Kandidaten französischsprachiger Parteien 

auch in einem kleinen Teil Flanderns ge-

wählt werden. Dieser Zustand war 2003 

vom Verfassungsgericht für verfassungswid-

rig erklärt worden. Die Teilung von BHV war 

eine zentrale Forderung der Flamen. Die 

wallonischen Parteien lehnten diese hinge-

gen strikt ab.   

Für die Staatsreform bedarf es eines beson-

deren Quorums: Zwei-Drittel-Mehrheit in 

der Abgeordnetenkammer (dies wären 101 

Stimmen) und eine Mehrheit in jeder der 

beiden Sprachgruppen in der Kammer 

(mind. 32 wallonische und 45 flämische Ab-

geordnete). Daher saßen zunächst sieben 

Parteien am Verhandlungstisch: die Sozialis-

ten (PS; sp.a.) und Grünen (Ecolo, Groen!)  

beider Sprachgruppen, die N-VA, der christ-

demokratische CD&V sowie die wallonischen 

Christdemokraten des CDH (Centre Démoc-

rate Humaniste). Anfang Januar 2011 schei-

terte dieses Format in Folge der Ablehnung 

eines Kompromisspapiers des flämischen 

Sozialisten Johan van de Lanotte durch N-

VA und CD&V. Seitdem nehmen auch die 

Liberalen beider Sprachgruppen (OpenVld, 

MR) wieder an den Verhandlungen teil. Dies 

geschah auf Drängen der N-VA, die sich Un-

terstützung für ihre liberalen wirtschaftspo-

litischen Vorstellungen versprach.  

Mithin waren insgesamt neun(!) Parteien in 

die Verhandlungen involviert. Wegen der 

sich überlagernden Konfliktlinien zwischen 

den Verhandlungspartnern konnte weder 

zur institutionellen Neuordnung des Landes 

noch zu den sozioökonomischen Reformen 

eine Einigung erzielt werden. Dennoch be-

auftragte der belgische König am 17. Mai 

2011 den Vorsitzenden der PS, Elio di Rupo 

mit dem Entwurf eines Regierungspro-

gramms. Am 4. Juli legte di Rupo seinen 

Bericht vor. 

 

2. Die wichtigsten Vorschläge des di 

Rupo-Berichts im Einzelnen: 

a) Wahlkreis Brussel-Halle-Vilvoorde (BHV) 

Der Wahlkreis BHV wird geteilt. Erstmalig 

erfolgt dieser Vorschlag von wallonischer 

Seite.  Als Kompensation für die Teilung 

sieht di Rupos Vorschlag unter anderem die 

Garantie der Rechte der Frankophonen in 

sechs an Brüssel grenzenden flämischen 

Gemeinden (sog. „Fazilitätsgemeinden“) in 

der Verfassung vor. Bei Streitigkeiten zwi-

schen den Sprachgruppen wäre allein das 

Verfassungsgericht, und somit nicht die 

flämischen Instanzen zuständig.  Inakzep-

tabel für die CD&V: Die Aufweichung des 

Prinzips des Zweisprachigkeitsgebots im 

überwiegend frankophonen Brüssel. 

b) Finanzspritze für Brüssel 

Strittig war im Vorfeld die Höhe der Zahlun-

gen: Die Vorstellungen schwankten von 300 

(N-VA) bis 500 Millionen Euro (PS, CDH) 

jährlich. Di Rupo schlägt eine Zahlung von 

467 Millionen als zusätzliche Kompensation 

für die Teilung des BHV-Wahlkreises vor.  

c) Institutionelle Reformen 

Entmachtung der zweiten Kammer, des 

40köpfigen Senats, der aufgelöst wird und 

nur noch zeitlich begrenzt einberufen wer-

den soll. Im Gegenzug Erhöhung der Mit-

gliederzahl in der Abgeordnetenkammer von 

150 auf 170. Für CD&V und N-VA inakzep-

tabel: Einführung eines gesamtbelgischen 

Wahlkreises (würde 10 der 170 Sitze stel-

len) und die Zusammenlegung der Termine 
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für Föderal-, Regional- und Europawahlen 

auf ein Datum. 

d) Wirtschafts- und Sozialreformen  

Reduzierung der Bezüge Langzeitarbeitslo-

ser und Vorschläge zur Aktivierung erwerbs-

loser Personen. Hinter den Erwartungen zu-

rück bleiben die Vorschläge zur Rentenre-

form: Das Renteneintrittsalter bleibt bei 65 

Jahren, immerhin soll das effektive Renten-

eintrittsalter durch den Abbau von Anreizen 

zur Frühverrentung erhöht werden. Die In-

dexierung (Bindung an der Teuerungsrate) 

der Löhne wird nicht angetastet.  

e) Haushaltssanierung 

Je nach Berechnungsmethode sind zur Vor-

lage eines ausgeglichenen Haushalts bis 

2015 Einsparungen in Höhe von 17-22 Milli-

arden Euro notwendig. Di Rupo regt einen 

Mix aus Einnahmeerhöhungen (27%), Aus-

gabenkürzungen (37%, insbesondere im 

Gesundheitsbereich) und anderen Maßnah-

men (30% v. a. Betrugsbekämpfung) an. 

Schwachpunkt: Zusätzliche Steuerbelastung 

von Unternehmern und Mittelständlern. 

f) Erweiterung der Kompetenzen von Regio-

nen und Gemeinschaften  

Verlagerung von Kompetenzen an die föde-

ralen Gebietskörperschaften in der Beschäf-

tigungspolitik (an die Regionen), in der Ge-

sundheitspolitik (an die Gemeinschaften; 

eine Kernforderung der flämischen Christ-

demokraten), Familienpolitik sowie im Be-

reich Mobilität und Forschung. Haushalts-

technisch wären zukünftig Regionen und 

Gemeinschaften  für staatliche Transferleis-

tungen in Höhe von 17,3 Milliarden Euro zu-

ständig.  

g) Reform des Finanzierungsgesetzes 

Stärkung der finanziellen Autonomie der 

Regionen: Unter anderem werden künftig 

rund 10 Milliarden Euro Einnahmen aus Ein-

kommenssteueraufkommen (IPP) den Regi-

onen zugeführt. Das Papier entscheidet sich 

gegen das von Open Vld, CD&V und N-VA 

favorisierte Modell der split rate, das den 

Regionen weitgehende Freiheit bei der Be-

stimmung der Steuersätze geben würde.  

Zusammenfassend: Der Bericht ist weder 

ein sozialistisches, noch ein wallonisches 

Papier. Die Konzessionen der wallonischen 

Seite gerade bei der Teilung des BHV-

Wahlkreises gehen weiter als je zuvor, ver-

langen gleichzeitig aber weitreichende Zu-

geständnisse der Flamen in anderen Berei-

chen als Kompensation. Die sozioökonomi-

schen Reformvorschläge erfüllen nicht die 

Erwartungen; doch stellt das Papier in wich-

tigen Punkten eine Abkehr von sozialisti-

schen Paradigmen dar.  Indikator dafür wa-

ren die heftigen Proteste der Gewerkschaf-

ten nach der Veröffentlichung des Berichts.  

 

3. Reaktionen der Parteien 

Als einziger der neun Verhandlungspartner 

lehnte die N-VA die Reform rundweg ab. 

Begründung: Zu hohe steuerliche Belastun-

gen für Unternehmer, ungenügende sozio-

ökonomische Reformen,  unzureichende 

Fiskalautonomie für die Regionen, zu viel 

Geld für Brüssel, zu hoher Preis für die Tei-

lung des BHV-Wahlkreises.  Abgesehen von 

der N-VA äußerten zwar die meisten Ver-

handlungspartner Vorbehalte, erklärten a-

ber Ihre Bereitschaft, auf der Grundlage des 

Papiers weiter zu verhandeln.  Die Grünen 

(Ecolo, Groen!) und die Sozialisten beider 

Landesteile und die CDH signalisierten wie 

erwartet Zustimmung. Die flämischen Libe-

ralen und das rechtsliberale wallonische 

Bündnis MR (das auch die Frankophonen-

partei FDF umfasst) bekräftigten trotz ihrer 

Unzufriedenheit mit den wirtschaftspoliti-

schen Vorschlägen ebenfalls ihre Verhand-

lungsbereitschaft. Die CD&V stimmte zu-

nächst ebenfalls einer Fortführung der Ver-

handlungen zu, stellte aber zwei Vorbedin-

gungen: Zum einen bekräftigte sie, nicht 

ohne die N-VA verhandeln zu wollen. Zum 

anderen forderte sie Nachbesserungen bei 

einigen für sie inakzeptablen Kompensatio-

nen für die Teilung des Wahlkreises BHV: 

So lehnte die CD&V die Schaffung eines fö-

deralen Wahlkreises, die Einführung zwei-

sprachiger Wahllisten in Brüssel, die Aufwei-

chung der Zweisprachigkeitsgebots in der 

Brüsseler Verwaltung, und die in Flandern 
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umstrittene Ratifizierung des Rahmenüber-

einkommens zum Schutz nationaler Minder-

heiten ab. Zudem verlangte sie,  das Thema 

BHV, welches jahrelang die Verhandlungen 

vergiftet hatte, vorab zu verhandeln. Zu-

nächst lehnte di Rupo  eine Anpassung sei-

nes Papiers an die Forderungen der Christ-

demokraten ab und reichte beim König sei-

nen Rücktritt als Vermittler ein.  Da die üb-

rigen 7 Parteien ohne die CD&V keine ver-

fassungsändernde Mehrheit hatten, schie-

nen Neuwahlen unausweichlich. König Al-

bert II. nahm den Rücktritt di Rupos jedoch 

nicht an und rief stattdessen eine mehrtägi-

ge Denkpause aus. Mit Erfolg: Nachdem di 

Rupo und die übrigen Verhandlungspartner 

dem CD&V in den monierten Punkten ein 

Entgegenkommen signalisierten, erklärte 

sich die CD&V am 20. Juli bereit, an Ver-

handlungen teilzunehmen. Damit nahm die 

CD&V erstmals eine von der N-VA abwei-

chende Position ein. In den Tagen zuvor wa-

ren die Christdemokraten an verschiedenen 

Fronten unter Druck geraten. Der Vorwurf: 

Ausrichtung ihrer Haltung nach Bart de We-

ver  und fehlende Courage, ohne die N-VA 

in Verhandlungen zu treten. Die Medien und 

die anderen politischen Parteien schossen 

sich in der Folge regelrecht auf die CD&V 

ein, verschwiegen aber, dass Elio di Rupo 

lange Zeit selbst die Teilnahme der N-VA an 

den Verhandlungen als conditio sine qua 

non bezeichnet hatte. Doch auch der inner-

parteiliche Druck in der CD&V, sich von der 

N-VA zu lösen und ohne sie zu verhandeln 

hatte zuletzt zugenommen.  

Am späten Abend des belgischen National-

feiertages (21. Juli) einigten sich schließlich 

die Vertreter von acht Parteien (CD&V, 

CDH, PS, sp.a., MR, Open VLD, Groen!, Eco-

lo) auf eine gemeinsame Vorgehensweise: 

Nach einer dreiwöchigen Pause sollen ab 

Mitte August die Verhandlungen wieder auf-

genommen werden. Wie von der CD&V ge-

fordert, wird dabei zunächst die Teilung des 

Wahlkreises BHV im Vordergrund stehen. 

Die von der CD&V abgelehnten Kompensati-

onsmaßnahmen werden zudem vorerst auf 

die lange Bank verschoben. Die N-VA bleibt 

hingegen erstmals seit den Wahlen bei den 

Verhandlungen außen vor. 

 

4. Gründe für den Erfolg der N-VA 

Die N-VA schloss als einzige Partei eine 

Fortführung der Verhandlungen aus und 

demonstrierte damit erstmals in aller Deut-

lichkeit, dass sie an einem Kompromiss kein 

Interesse hat. Bislang hatte sie mit Erfolg 

einen doppeldeutigen Kurs verfolgt: Zum 

einen hatte sie ihre vermeintliche Verhand-

lungsbereitschaft betont, war aber gleich-

zeitig flämisch-separatistisch aufgetreten. 

Das langfristige Ziel der Partei, die Unab-

hängigkeit Flanderns, wird zwar nur von 

rund 15-20% der Flamen und nicht einmal 

von einer Mehrheit der N-VA-Wähler geteilt. 

Allerdings wird dem in Flandern sehr popu-

lären de Wever offensichtlich zugetraut, 

nach Jahren der wallonischen Blockadepoli-

tik bei der Staatsreform einen guten Deal 

für Flandern zu erzielen. Zudem profitiert de 

Wever davon, dass es in Flandern (derzeit) 

keine „unverbrauchte“ politische Persönlich-

keit mit seinem Kommunikationstalent gibt. 

Mit ihrem klar flämischen Profil und der Dul-

dung anti-wallonischer Ausfälle einzelner 

Parteimitglieder, gräbt die N-VA den 

strammen Nationalisten des Vlaams Belang 

(VB) und der Lijst Dedecker die Wähler ab. 

Gleichzeitig versucht de Wever die N-VA als 

feste liberal-konservative Kraft in Flandern 

zu etablieren und das ideologische Profil der 

Partei zu erweitern: So nimmt er Stellung 

zu Fragen der Wirtschafts-, Sozial- und Zu-

wanderungspolitik. Sein klassisch liberal-

konservativer Diskurs in diesen Politikberei-

chen zieht vor allem ehemalige Wähler der 

Liberalen und Christdemokraten an. Zudem 

lobt de Wever häufig Deutschland als Re-

form-Vorbild für Belgien. Dies findet insbe-

sondere bei der flämischen Unternehmer-

schaft Anklang, bei der er nach einigen Um-

fragen bis zu 50% der Stimmen erhalten 

würde. Überdies kommt seine bisweilen auf-

flammende Anti-Establishment-Rhetorik bei 

Wählern, die von der jahrelangen Blockade 

der letzten Jahre frustriert sind, gut an. Auf-

fällig ist, dass in einer Umfrage im Juni 

2011 lediglich rund ein Viertel der Flamen 

die Hauptschuld für die ergebnislosen Ver-

handlungen Bart de Wever anlastete. All 

diese Faktoren führten zu einem kontinuier-

lichen Höhenflug der N-VA in den Umfragen 

(Juni 2011: 35%). Auch die Ablehnung des 

Kompromissvorschlags wirkt sich vorerst 
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nicht negativ auf die Popularität der Partei 

aus. In den kommenden Wochen und Mona-

ten wird die N-VA wohl versuchen, die ver-

handelnden flämischen Parteien als Verräter 

an den Interessen Flanderns zu porträtieren 

und insbesondere CD&V und OpenVld atta-

ckieren.    

 

5. Schwierige Position der Christde-

mokraten 

Die flämischen Christdemokraten befinden 

sich bei diesen Verhandlungen in einer 

Zwickmühle: Die Wahlniederlage im Juni 

2010 wurde als Bestrafung für eine von der 

Partei geführte Regierungspolitik empfun-

den, die zwar bei sozioökonomischen Fra-

gen Erfolge erzielen konnte, aber an der 

Staatsreform letztlich 

scheiterte. Der kom-

promissbereite Kurs 

beim letzten Wahl-

kampf hatte nicht die 

erhofften Früchte ge-

tragen. Somit 

bekamen die 

Stimmen auftrieb, die 

zur Stärkung des 

„flämischen Profils“ 

der Partei rieten, um 

nicht weitere Wähler an de Wever zu verlie-

ren. Der neue Vorsitzende Wouter Beke (Fo-

to) versuchte die N-VA in den Verhand-

lungsprozess einzubeziehen und sie nicht 

aus der Verantwortung des Wahlsiegers zu 

entlassen. Lange hat es die CD&V auch 

vermieden, sich klar von der N-VA zu dis-

tanzieren, damit diese sich nicht als alleini-

ger Vertreter flämischer Interessen insze-

nieren und die Bemühungen der anderen 

Parteien torpedieren kann. Das Verhältnis 

beider Parteien ist ambivalent: Die N-VA hat 

ihre heutige Popularität auf regionaler und 

nationaler Ebene erst durch das gemeinsa-

me Wahlbündnis mit der CD&V 2007 errei-

chen können. Nach dem Bruch mit den 

Christdemokraten 2008 startete Bart de 

Wever in den Umfragen durch und bemäch-

tigte sich von der Oppositionsbank aus wei-

ter Teile der vormals christdemokratischen 

Klientel. Auf der anderen Seite erwog die 

CD&V bei den Kommunalwahlen 2012 auf 

gemeinsamen Listen mit der N-VA kandidie-

ren, um auf lokaler Ebene nicht zuviel Bo-

den zu verlieren.  

Bei zahlreichen Themen sind die Positionen 

beider Parteien identisch. Unterschiedlich ist 

aber das Ziel: Während dem CD&V vor al-

lem eine effiziente Kompetenzverteilung im 

Sinne der Subsidiarität wichtig ist, will die 

N-VA auf lange Sicht die Teilung des Lan-

des. Die CD&V steht nun vor der schwieri-

gen Aufgabe, sich dem Wähler wieder als 

klare Alternative in der flämischen Politik zu 

präsentieren und sich von der N-VA abzu-

grenzen ohne konservative Wählergruppen 

zu verprellen. Nach den letzten Umfragen 

liegt die CD&V lediglich bei rund 16% der 

Stimmen und somit noch unter dem ohne-

hin historisch niedrigen Wahlergebnis von 

2010. Mit dem Eintritt in die Regierungsver-

handlungen ohne die N-VA bewiesen die 

Christdemokraten politischen Mut und Ver-

antwortungsbewusstsein für die Zukunft des 

Landes. Gleichzeitig geht die Partei jedoch 

das Risiko ein, bei Kommunal- und Regio-

nalwahlen weiter Boden an die N-VA zu ver-

lieren. Entscheidend wird daher sein, dass 

die CD&V im Rahmen der Verhandlungen 

den Wählern glaubhaft vermitteln kann, ei-

nen guten Deal für Flandern erzielt zu ha-

ben. Konkrete Ergebnisse müssen noch vor 

den Kommunalwahlen im Frühjahr 2012 

vorliegen, andernfalls droht dann ein Erd-

rutschsieg der N-VA auf Kosten der CD&V. 

Abzuwarten bleiben die Auswirkungen auf 

die flämische Regierung unter dem Christ-

demokraten Kris Peeters, der einer Koalition 

aus CD&V, sp.a. und N-VA vorsteht. Bemer-

kenswert ist, dass die Partei unter ihrem 

jungen Vorsitzenden Wouter Beke (36) bis-

lang trotz lebhafter interner Diskussionen 

über den Parteikurs nach außen weitgehend 

geschlossen auftritt. 

Quelle: Homepage 

Wouter Beke 

Die wallonische 

Schwesterpartei 

CDH, seit Juni 2010 

ebenfalls in die 

Regierungsver-

handlungen 

involviert, scheint 

kein wesentlicher 

Stolperstein für eine 

Einigung zu sein: In 

den Jahren zuvor hatte sie unter ihrer Vor-

Quelle: EVP-

Kongress 2004 
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sitzenden Joelle Milquet (Foto)  mit ihrer 

Verweigerung, Zugeständnisse bei einer 

möglichen Staatsreform zu machen, der 

CD&V das Leben schwer gemacht und mit-

hin nicht unwesentlich zur Verhärtung der 

flämischen Position beigetragen. Zudem hat 

sich die Partei durch den von Milquet vor 

Jahren eingeschlagenen Linksschwenk poli-

tisch mehr und mehr im Windschatten der 

PS bewegt und sich von der CD&V entfernt. 

Dieser Kurs hat sich bislang weder in Wahl-

ergebnissen noch in Umfragen ausgezahlt: 

So liegt die Partei derzeit nur bei rund 13%, 

und damit noch unter dem Wahlergebnis 

vom Juni. Ende August steht nun die seit 

rund einem Jahr geplante Stabübergabe des 

Parteivorsitzes von Joelle Milquet zu Benoit 

Lutgen an. Insbesondere auf Seiten der 

flämischen Christdemokraten hofft man, 

dass dies auch zu einer Verbesserung der 

Beziehungen zwischen den beiden Schwes-

terparteien führen wird. Ob der Stabwechsel 

die Rückkehr zum zentristischen Kurs der 

Partei einleiten wird, bleibt abzuwarten. 

 

6. Folgen des politischen Patts  

Das seit Juni 2010 nur geschäftsführend re-

gierende Kabinett von Yves Leterme hat ü-

ber die Parteigrenzen hinweg Anerkennung 

für seine bislang geleistete Arbeit geerntet, 

insbesondere für die gelungene europäische 

Ratspräsidentschaft im 2. Halbjahr 2010. 

Die Einigung über den Haushalt für 2011 im 

März war ein positives Signal an die zuneh-

mend beunruhigten Finanzmärkte.   Den-

noch sind ihr bei essentiellen Fragen die 

Hände gebunden: Zwar sind die Kompeten-

zen einer geschäftsführenden Regierung 

nicht schriftlich fixiert. Dennoch besteht 

Konsens, dass eine geschäftsführende Re-

gierung keine wichtigen politischen Projekte 

mit mittel- oder langfristigen Auswirkungen 

in Angriff nehmen darf. So wird die Ent-

scheidung über die Zukunft der Atomener-

gie in Belgien erst durch eine neue Regie-

rung gefällt werden können. Sozioökonomi-

sche Reformen und Einsparungen sind 

dringlicher denn je, können aber erst durch 

eine neue Regierung mit solider Mehrheit in 

Angriff genommen werden. Anfang Juni üb-

te auch die Europäische Kommission deutli-

che Kritik: Sie forderte nicht nur weitere 

Sparanstrengungen, sondern mahnt insbe-

sondere umfassende strukturelle Reformen 

der sozialen Sicherungssysteme und des 

Arbeitsmarktes an. Negativ vermerkt wird 

im Bericht der Kommission der Verlust der 

Wettbewerbsfähigkeit, ausgelöst unter an-

derem durch einen unflexiblen Arbeitsmarkt 

und die steigenden Kosten für das reform-

bedürftige Rentensystem. Neben der Ren-

tenreform gehören die Kürzung der großzü-

gigen Arbeitslosenunterstützung und eine 

steuerliche Entlastung insbesondere der 

mittleren Schichten zu den dringendsten 

Anliegen. Bislang konnten drohende Abwer-

tungen der Kreditwürdigkeit Belgiens durch 

Verweis auf die trotz allem stabilen wirt-

schaftlichen Eckdaten im Keim erstickt wer-

den. Ohne die genannten Reformen und die 

rasche Bildung einer handlungsfähigen Re-

gierung wird das Damoklesschwert der Ab-

wertung der Kreditwürdigkeit des Landes 

immer wieder über dem Land hängen. Auf 

europäischer Ebene wird Belgien ein zuver-

lässiger Partner bleiben. Dass die andau-

ernde Staatskrise Belgiens Unterstützung 

der europäischen Integration beeinträchtigt, 

steht nicht zu erwarten. Allerdings droht das 

Land aufgrund des oben beschriebenen Re-

formstaus bei der Umsetzung von EU-

Vorgaben zur Stärkung der Wettbewerbsfä-

higkeit ins Hintertreffen zu geraten.  

 

 

 

7. Ausblick 

Am 15. August sollen die Verhandlungen 

wiederaufgenommen werden. Zunächst wird 

die Teilung von BHV thematisiert. Parallel 

dazu werden Diskussionen zu den anderen 

Bereichen der Staatsreform (Finanzierungs-

gesetz, Kompetenzen der Gebietskörper-

schaften, Fiskalautonomie, etc.) geführt.  

Wenn sich – etwa durch einen Warnschuss 

der Finanzmärkte – die politischen Rahmen-

bedingungen nicht dramatisch ändern soll-

ten, werden die Verhandlungen allerdings 

äußerst schwierig bleiben: Die wallonischen 

Parteien werden umfassende Gegenleistun-

gen für Ihr Entgegenkommen bei BHV ver-

langen. Die Liberalen haben bereits Nach-

besserungen bei den sozioökonomischen 

Reformen gefordert. Die CD&V wird  mit 

Rücksicht auf die Stabilität der flämischen 



 7 

Konrad-Adenauer-Stiftung e.V.  

 

EUROPABÜRO BRÜSSEL 

DR. STEFAN GEHROLD 

OLAF WIENTZEK 

 

26. Juli 2011  

www.kas.de  

www.eukas.eu  

 

 

 

Regierung versuchen,  die Zusatzbelastun-

gen für Flandern durch die Sparmaßnahmen 

in Grenzen zu halten. Die flämischen Partei-

en werden ein für Flandern vorteilhaftes Er-

gebnis präsentieren müssen, um die N-VA 

nicht weiter wachsen zu lassen. Alle Seiten 

sind zum Erfolg verdammt: Ein Scheitern 

der Verhandlungen (und damit wohl Neu-

wahlen) kann sich keiner der Verhandlungs-

partner erlauben. Die flämischen Parteien 

(insbesondere Liberale und Christdemokra-

ten) würden ein katastrophales Wahlergeb-

nis riskieren. Die Wallonen hätten dann kei-

ne andere Wahl, als sich mit einer noch 

stärkeren und selbstbewussteren N-VA an 

den Verhandlungstisch setzen. 

 

 
Belgien Eckdaten 
 

Bevölkerung: 11 007 200 

Fläche: 30 528 km² 

Verhältnis der Sprachgruppen (ge-

schätzt): Niederländisch (ca. 57-60%), 

Französisch (ca. 40-43%), Deutsch (1%) 

 

BIP pro Kopf (Kaufkraftparität): 37 900 $ 

Arbeitslosenquote: 11,1% (2010) 

Staatsverschuldung: 96,6% (2010) 

Wichtigste Außenhandelspartner: 

1. Deutschland 

2. Niederlande 

3. Frankreich 

 

Quellen: RTBF, belgostat 
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ANHANG: 

Vorläufige Chronik der Regierungsbildung in Belgien (13.06.2010 – 22.07.2011) 

13/06/2010 Tag 0 Wahlen 

17/06/2010 Tag 4 Bart De Wever (N-VA) wird Informateur 

08/07/2010 Tag 25 Di Rupo (PS) wird Preformateur 

03/09/2010 Tag 82 Di Rupos Mission endet erfolglos 

04/09/2010 Tag 83 Danny Pieters (N-VA) und André Flahaut (PS) werden Vermittler 

04/10/2010 Tag 113 N-VA bläst Verhandlungen ab und will von Null beginnen. 

08/10/2010 Tag 117 De Wever wird Vermittler  

18/10/2010 Tag 127 Frankophone Parteien lehnen De Wevers Vorschlag ab 

21/10/2010 Tag 130 Johan Vande Lanotte (sp.a, fläm. Sozialisten) königlicher Vermittler    

03/01/2011 Tag 204 Vande Lanotte legt Kompromisspapier vor 

05/01/2011 Tag 206 CD&V und N-VA lehnen  Papier als Grundlage für Verhandlungen ab 

11/01/2011 Tag 212 Beratungen von Vande Lanotte, De Wever, Di Rupo enden erfolglos  

23/01/2011 Tag 224 35.000 demonstrieren in Brüssel für eine Regierungsbildung 

26/01/2011 Tag 227 Vande Lanotte tritt zurück 

02/02/2011 Tag 234 Didier Reynders (MR) Informateur 

01/03/2011 Tag 261 Didier Reynders beendet seine Tätigkeit ohne neue Ergebnisse 

02/03/2011 Tag 262 Wouter Beke (Vorsitzender CD&V) wird zum Vermittler ernannt 

12/05/2011 Tag 333 Wouter Beke schließt Mission mit einem nicht-öffentlichen Bericht ab 

16/05/2011 Tag 337 Elio di Rupo wird zum Formateur ernannt 

04/07/2011 Tag 386 Di Rupo legt seinen Bericht vor 

07/07/2011 Tag 389 N-VA lehnt ab, CD&V will ohne N-VA nicht verhandeln 

08/07/2011 Tag 390 Di Rupo bietet Rücktritt an, König verschiebt seine Entscheidung 

13/07/2011 Tag 395 Beke (CD&V) stellt Bedingungen für Teilnahme an Verhandlungen 

22/07/2011 Tag 404 Acht Parteivorsitzende einigen sich auf Wiederaufnahme der im 

September 2010 unterbrochenen gemeinsamen Verhandlungen 

ab Mitte August  

 

Zusammenstellung: Laura Mayer, Olaf Wientzek  

 


